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Textgegenüberstellung 

Dienstrechts-Novelle 2025 
 

 

Geltende Fassung 

 

Fassung der gegenständlichen Novelle 

Artikel 1 

Änderung des NÖ Landes-Bedienstetengesetzes (NÖ LBG) 

§ 62 

Anspruch auf besoldungsrechtliche Ansprüche (Auszahlung, 

Einstellung, Rückersatz, Verjährung) 

… 

(6) Der Berechnung von Tagesdienstbezügen sind alle Monate mit 30 

Tagen und alle einzelnen Tage mit 1/30 des Monats zugrunde zu legen.  

… 

§ 62 

Anspruch auf besoldungsrechtliche Ansprüche (Auszahlung, 

Einstellung, Rückersatz, Verjährung) 

… 

(6) Der Berechnung von Stundendienstbezügen sind je Stunde 0,577 % 

des Dienstbezuges zugrunde zu legen. Der Berechnung von 

Tagesdienstbezügen sind alle Monate mit 30 Tagen und alle einzelnen 

Tage mit 1/30 des Monats zugrunde zu legen.  

… 

§ 80 

Ansprüche bei Dienstverhinderung 

…  

(6) Bei der Ermittlung der in Abs. 1 und 3 vorgesehenen Fristen sind 

Dienstverhinderungen mit Unterbrechungen von weniger als 6 

Monaten innerhalb der letzten 5 Jahre zusammenzurechnen.  

… 

§ 80 

Ansprüche bei Dienstverhinderung 

…  

(6) Bei der Ermittlung der in Abs. 1 bis 4 vorgesehenen Fristen sind 

Dienstverhinderungen mit Unterbrechungen von weniger als 6 

Monaten innerhalb der letzten 5 Jahre zusammenzurechnen.  

… 
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§ 87 

Enden des privatrechtlichen Dienstverhältnisses 

… 

(2) Ein Dienstverhältnis, das zehn Jahre gedauert hat, endet mit Ablauf 

der einjährigen Dienstverhinderung gemäß Abs. 1 Z 5 nur, wenn 

Anspruch auf Leistungen aus der gesetzlichen Pensionsversicherung 

zuerkannt wurde; ansonsten mit dem Zeitpunkt der Feststellung dieses 

Anspruches, spätestens aber mit dem Wegfall des Anspruches auf 

laufende Geldleistungen aus dem Versicherungsfall der 

Arbeitsunfähigkeit infolge Krankheit. 

… 

§ 87 

Enden des privatrechtlichen Dienstverhältnisses 

… 

(2) Ein Dienstverhältnis, das zehn Jahre gedauert hat, endet mit Ablauf 

der einjährigen Dienstverhinderung gemäß Abs. 1 Z 5 nur, wenn 

Anspruch auf Leistungen aus der gesetzlichen Pensionsversicherung 

zuerkannt wurde; ansonsten mit dem Zeitpunkt der Feststellung dieses 

Anspruches, spätestens aber mit dem Wegfall der Ansprüche auf 

laufende Geldleistungen aus dem Versicherungsfall der 

Arbeitsunfähigkeit infolge Krankheit (§ 139 Abs. 1 und 2 ASVG). 

… 

§ 158 

Waisenpension 

… 

(6) Einkünfte im Sinne dieser Bestimmungen sind die im § 2 des 

Einkommensteuergesetzes 1988 angeführten Einkünfte, soweit sie 

nicht steuerfrei sind. Als Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit gelten 

auch 

1. wiederkehrende Unterhaltsleistungen, 

2. wiederkehrende Geldleistungen aus der gesetzlichen Unfall- und 

Krankenversicherung, nach dem Opferfürsorgegesetz, dem 

Kriegsopferversorgungsgesetz 1957, dem Heeresversorgungsgesetz, 

dem Arbeitslosenversicherungsgesetz 1977, dem 

Kinderbetreuungsgeldgesetz sowie nach dem Bundesgesetz über die 

Gewährung von Überbrückungshilfen an ehemalige 

Bundesbedienstete und nach gleichartigen landesgesetzlichen 

Vorschriften, jedoch mit Ausnahme des Pflegegeldes, der 

Pflegezulage und der Blindenzulage,  

§ 158 

Waisenpension 

… 

(6) Einkünfte im Sinne dieser Bestimmungen sind die im § 2 des 

Einkommensteuergesetzes 1988 angeführten Einkünfte, soweit sie 

nicht steuerfrei sind. Als Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit gelten 

auch 

1. wiederkehrende Unterhaltsleistungen, 

2. wiederkehrende Geldleistungen aus der gesetzlichen Unfall- und 

Krankenversicherung, nach dem Opferfürsorgegesetz, dem 

Kriegsopferversorgungsgesetz 1957, dem 

Heeresentschädigungsgesetz, dem Arbeitslosenversicherungsgesetz 

1977, dem Kinderbetreuungsgeldgesetz sowie nach dem 

Bundesgesetz über die Gewährung von Überbrückungshilfen an 

ehemalige Bundesbedienstete und nach gleichartigen 

landesgesetzlichen Vorschriften, jedoch mit Ausnahme des 

Pflegegeldes, der Pflegezulage und der Blindenzulage,  
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… … 

§ 165 

Ergänzungszulage 

… 

(4) Für Zwecke der Ermittlung des monatlichen Gesamteinkommens 

gelten nicht als Einkünfte 

1. Sonderzahlungen, die neben den Pensionen zuzüglich eines 

allfälligen Kinderzuschusses gebühren, 

2. Grund- und Elternrenten nach dem Opferfürsorgegesetz, BGBl.Nr. 

183/1947, und nach dem Kriegsopferversorgungsgesetz 1957, BGBl. 

Nr. 152/1957, ein Drittel der Beschädigten- und Witwenrenten sowie die 

Elternrenten einschließlich einer allfälligen Zusatzrente nach dem 

Heeresversorgungsgesetz, BGBl.Nr. 27/1964, 

… 

§ 165 

Ergänzungszulage 

… 

(4) Für Zwecke der Ermittlung des monatlichen Gesamteinkommens 

gelten nicht als Einkünfte 

1. Sonderzahlungen, die neben den Pensionen zuzüglich eines 

allfälligen Kinderzuschusses gebühren, 

2. Grund- und Elternrenten nach dem Opferfürsorgegesetz, BGBl.Nr. 

183/1947, und nach dem Kriegsopferversorgungsgesetz 1957, BGBl. 

Nr. 152/1957, ein Drittel der Beschädigten- und Witwenrenten sowie die 

Elternrenten einschließlich einer allfälligen Zusatzrente nach dem 

Heeresentschädigungsgesetz BGBl. I Nr. 162/2015, 

… 

§ 217 

Verweisungen 

 

Soweit in diesem Gesetz auf die nachfolgenden Bundesgesetze ohne 

nähere Fassungsbezeichnungen verwiesen wird, sind diese in den 

nachstehend angeführten Fassungen anzuwenden: 

 

1. Allgemeines Pensionsgesetz (APG), BGBl. I Nr. 142/2004 i.d.F. 

BGBl. I Nr. 106/2024 

2. Allgemeines Sozialversicherungsgesetz (ASVG), BGBl. Nr. 189/1955 

i.d.F. BGBl. I Nr. 110/2024 

§ 217 

Verweisungen 

 

Soweit in diesem Gesetz auf die nachfolgenden Bundesgesetze ohne 

nähere Fassungsbezeichnungen verwiesen wird, sind diese in den 

nachstehend angeführten Fassungen anzuwenden: 

 

1. Allgemeines Pensionsgesetz (APG), BGBl. I Nr. 142/2004 i.d.F. 

BGBl. I Nr. 47/2025 

2. Allgemeines Sozialversicherungsgesetz (ASVG), BGBl. Nr. 189/1955 

i.d.F. BGBl. I Nr. BGBl. I Nr. 50/2025 
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3. Allgemeines Verwaltungsverfahrensgesetz 1991 (AVG), BGBl. Nr. 

51/1991 i.d.F. BGBl. I Nr. 88/2023 

4. Beamten-Dienstrechtsgesetz 1979 (BDG 1979), BGBl. Nr. 333/1979 

i.d.F. BGBl. I Nr. 70/2024 

5. Betriebliches Mitarbeiter- und Selbständigenvorsorgegesetz 

(BMSVG), BGBl. I Nr. 100/2002 i.d.F. BGBl. I Nr. 119/2024 

6. Dienstrechtsverfahrensgesetz 1984 (DVG), BGBl. Nr. 29/1984 i.d.F. 

BGBl. I Nr. 153/2020 

7. Gebührenanspruchsgesetz (GebAG), BGBl. Nr. 136/1975 i.d.F. 

BGBl. I Nr. 202/2021 

8. Gehaltsgesetz 1956 (GehG), BGBl. Nr. 54/1956 i.d.F. BGBl. I Nr. 

118/2024 

9. Pensionsgesetz 1965 (PG 1965), BGBl. Nr. 340/1965 i.d.F. BGBl. I 

Nr. 134/2023 

10. Verwaltungsvollstreckungsgesetz 1991 (VVG), BGBl. Nr. 53/1991 

i.d.F. BGBl. I Nr. 14/2022 

11. Zustellgesetz (ZustG), BGBl. Nr. 200/1982 i.d.F. BGBl. I Nr. 

205/2022 

12. Arbeitsvertragsrechts-Anpassungsgesetz (AVRAG), BGBl. Nr. 

459/1993 i.d.F. BGBl. I Nr. 110/2024 

13. Angestelltengesetz, BGBl. Nr. 292/1921 i.d.F. BGBl. I Nr. 11/2024 

14. Anti-Gesichtsverhüllungsgesetz (AGesVG), BGBl. I Nr. 68/2017 

3. Allgemeines Verwaltungsverfahrensgesetz 1991 (AVG), BGBl. Nr. 

51/1991 i.d.F. BGBl. I Nr. 50/2025 

4. Beamten-Dienstrechtsgesetz 1979 (BDG 1979), BGBl. Nr. 333/1979 

i.d.F. BGBl. I Nr. 50/2025 

5. Betriebliches Mitarbeiter- und Selbständigenvorsorgegesetz 

(BMSVG), BGBl. I Nr. 100/2002 i.d.F. BGBl. I Nr. 47/2025 

6. Dienstrechtsverfahrensgesetz 1984 (DVG), BGBl. Nr. 29/1984 i.d.F. 

BGBl. I Nr. 153/2020 

7. Gebührenanspruchsgesetz (GebAG), BGBl. Nr. 136/1975 i.d.F. 

BGBl. I Nr. 202/2021 

8. Gehaltsgesetz 1956 (GehG), BGBl. Nr. 54/1956 i.d.F. BGBl. I Nr. 

25/2025 

9. Pensionsgesetz 1965 (PG 1965), BGBl. Nr. 340/1965 i.d.F. BGBl. I 

Nr. 25/2025 

10. Verwaltungsvollstreckungsgesetz 1991 (VVG), BGBl. Nr. 53/1991 

i.d.F. BGBl. I Nr. 14/2022 

11. Zustellgesetz (ZustG), BGBl. Nr. 200/1982 i.d.F. BGBl. I Nr. 

205/2022 

12. Arbeitsvertragsrechts-Anpassungsgesetz (AVRAG), BGBl. Nr. 

459/1993 i.d.F. BGBl. I Nr. 47/2025 

13. Angestelltengesetz, BGBl. Nr. 292/1921 i.d.F. BGBl. I Nr. 11/2024 

14. Anti-Gesichtsverhüllungsgesetz (AGesVG), BGBl. I Nr. 68/2017 
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Artikel 2 

Änderung der Dienstpragmatik der Landesbeamten 1972 (DPL 1972) 

§ 21 

Dauernder Ruhestand 

… 

(4) Eine Ruhestandsversetzung nach den Abs. 2 oder 3 ist während 

einer Suspendierung (§ 95) nicht zulässig.  

… 

§ 21 

Dauernder Ruhestand 

… 

(4) Eine Ruhestandsversetzung nach den Abs. 2 oder 3 ist während 

einer Suspendierung (§ 95 in Verbindung mit § 194 NÖ LBG) nicht 

zulässig.  

… 

§ 49 

Anerkennung und außerordentliche Zuwendung für besondere 

Leistungen 

… 

(8) Die Jubiläumsbelohnung wird nicht ausgezahlt, solange der 

Beamte vom Dienst suspendiert ist (§ 95), gegen ihn ein 

strafgerichtliches Verfahren wegen gerichtlich strafbarer Handlungen, 

die mit mehr als sechs Monaten Freiheitsstrafe bedroht sind, oder ein 

Disziplinarverfahren anhängig ist. Durch den Austritt (§ 23) oder die 

Entlassung (§ 25) des Beamten erlischt der Anspruch auf die 

Jubiläumsbelohnung. Bei Verhängung einer anderen Disziplinarstrafe 

(§ 96 Abs. 1) oder wenn gemäß § 99 von der Verfolgung oder vom 

Ausspruch einer Strafe abgesehen wurde, bestimmt die 

Landesregierung unter Berücksichtigung von Art und Dauer der 

Dienstpflichtverletzung den Zeitpunkt für die Auszahlung der 

Jubiläumsbelohnung.  

… 

§ 49 

Anerkennung und außerordentliche Zuwendung für besondere 

Leistungen 

… 

(8) Die Jubiläumsbelohnung wird nicht ausgezahlt, solange der 

Beamte vom Dienst suspendiert ist (§ 95 in Verbindung mit § 194 NÖ 

LBG), gegen ihn ein strafgerichtliches Verfahren wegen gerichtlich 

strafbarer Handlungen, die mit mehr als sechs Monaten Freiheitsstrafe 

bedroht sind, oder ein Disziplinarverfahren anhängig ist. Durch den 

Austritt (§ 23) oder die Entlassung (§ 25) des Beamten erlischt der 

Anspruch auf die Jubiläumsbelohnung. Bei Verhängung einer anderen 

Disziplinarstrafe (§ 95 in Verbindung mit § 174 NÖ LBG) oder wenn 

gemäß § 95 in Verbindung mit § 177 NÖ LBG von der Verfolgung oder 

vom Ausspruch einer Strafe abgesehen wurde, bestimmt die 

Landesregierung unter Berücksichtigung von Art und Dauer der 

Dienstpflichtverletzung den Zeitpunkt für die Auszahlung der 

Jubiläumsbelohnung.  

… 
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§ 52 

Fälligkeit der Bezüge und Nebengebühren (Auszahlung, 

Einstellung, Rückersatz, Verjährung) 

… 

(6) Der Berechnung von Tagesdienstbezügen sind alle Monate mit 30 

Tagen und alle einzelnen Tage mit 1/30 des Monats zugrunde zu legen.  

… 

§ 52 

Fälligkeit der Bezüge und Nebengebühren (Auszahlung, 

Einstellung, Rückersatz, Verjährung) 

… 

(6) Der Berechnung von Stundendienstbezügen sind je Stunde 0,577 % 

des Dienstbezuges zugrunde zu legen. Der Berechnung von 

Tagesdienstbezügen sind alle Monate mit 30 Tagen und alle einzelnen 

Tage mit 1/30 des Monats zugrunde zu legen.  

… 

§ 83 

Waisenversorgungsgenuß 

… 

(6) Einkünfte im Sinne dieser Bestimmungen sind die im § 2 des 

Einkommensteuergesetzes 1988, angeführten Einkünfte, soweit sie 

nicht steuerfrei sind. Als Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit gelten 

auch 

1. wiederkehrende Unterhaltsleistungen, 

2. wiederkehrende Geldleistungen aus der gesetzlichen Unfall- und 

Krankenversicherung, nach dem Opferfürsorgegesetz, dem 

Kriegsopferversorgungsgesetz 1957, dem Heeresversorgungsgesetz, 

dem Arbeitslosenversicherungsgesetz 1977, dem 

Kinderbetreuungsgeldgesetz sowie nach dem Bundesgesetz über die 

Gewährung von Überbrückungshilfen an ehemalige 

Bundesbedienstete und nach gleichartigen landesgesetzlichen 

Vorschriften, jedoch mit Ausnahme des Pflegegeldes, der 

Pflegezulage und der Blindenzulage, 

… 

§ 83 

Waisenversorgungsgenuß 

… 

(6) Einkünfte im Sinne dieser Bestimmungen sind die im § 2 des 

Einkommensteuergesetzes 1988, angeführten Einkünfte, soweit sie 

nicht steuerfrei sind. Als Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit gelten 

auch 

1. wiederkehrende Unterhaltsleistungen, 

2. wiederkehrende Geldleistungen aus der gesetzlichen Unfall- und 

Krankenversicherung, nach dem Opferfürsorgegesetz, dem 

Kriegsopferversorgungsgesetz 1957, dem 

Heeresentschädigungsgesetz, dem Arbeitslosenversicherungsgesetz 

1977, dem Kinderbetreuungsgeldgesetz sowie nach dem 

Bundesgesetz über die Gewährung von Überbrückungshilfen an 

ehemalige Bundesbedienstete und nach gleichartigen 

landesgesetzlichen Vorschriften, jedoch mit Ausnahme des 

Pflegegeldes, der Pflegezulage und der Blindenzulage, 

… 
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§ 92 

Ergänzungszulage 

… 

(4) Für Zwecke der Ermittlung des monatlichen Gesamteinkommens 

gelten nicht als Einkünfte 

1. Sonderzahlungen, die neben den Ruhe- oder Versorgungsbezügen 

gebühren, 

2. Grund- und Elternrenten nach dem Opferfürsorgegesetz, BGBl.Nr. 

183/1947, und nach dem Kriegsopferversorgungsgesetz 1957, 

BGBl.Nr. 152, ein Drittel der Beschädigten- und Witwenrenten sowie 

die Elternrenten einschließlich einer allfälligen Zusatzrente nach dem 

Heeresversorgungsgesetz, BGBl.Nr. 27/1964,  

… 

§ 92 

Ergänzungszulage 

… 

(4) Für Zwecke der Ermittlung des monatlichen Gesamteinkommens 

gelten nicht als Einkünfte 

1. Sonderzahlungen, die neben den Ruhe- oder Versorgungsbezügen 

gebühren, 

2. Grund- und Elternrenten nach dem Opferfürsorgegesetz, BGBl. Nr. 

183/1947, und nach dem Kriegsopferversorgungsgesetz 1957, BGBl. 

Nr. 152/1957, ein Drittel der Beschädigten- und Witwenrenten sowie 

die Elternrenten einschließlich einer allfälligen Zusatzrente nach dem 

Heeresentschädigungsgesetz, BGBl. I Nr. 162/2015,  

… 

§ 185 

Verweisungen 

Soweit in diesem Gesetz auf die nachfolgenden Bundesgesetze ohne 

nähere Fassungsbezeichnungen verwiesen wird, sind diese in den 

nachstehend angeführten Fassungen anzuwenden: 

 

1. Allgemeines Pensionsgesetz (APG), BGBl. I Nr. 142/2004 i.d.F. 

BGBl. I Nr. 106/2024 

2. Allgemeines Sozialversicherungsgesetz (ASVG), BGBl. Nr. 

189/1955 i.d.F. BGBl. I Nr. 110/2024 

3. Allgemeines Verwaltungsverfahrensgesetz 1991 (AVG), BGBl. Nr. 

51/1991 i.d.F. BGBl. I Nr. 88/2023 

§ 185 

Verweisungen 

Soweit in diesem Gesetz auf die nachfolgenden Bundesgesetze ohne 

nähere Fassungsbezeichnungen verwiesen wird, sind diese in den 

nachstehend angeführten Fassungen anzuwenden: 

 

1. Allgemeines Pensionsgesetz (APG), BGBl. I Nr. 142/2004 i.d.F. 

BGBl. I Nr. 47/2025 

2. Allgemeines Sozialversicherungsgesetz (ASVG), BGBl. Nr. 

189/1955 i.d.F. BGBl. I Nr. 50/2025 

3. Allgemeines Verwaltungsverfahrensgesetz 1991 (AVG), BGBl. Nr. 

51/1991 i.d.F. BGBl. I Nr. 50/2025 
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4. Beamten-Dienstrechtsgesetz 1979 (BDG 1979), BGBl. Nr. 333/1979 

i.d.F. BGBl. I Nr. 70/2024 

5. Betriebliches Mitarbeiter- und Selbständigenvorsorgegesetz 

(BMSVG), BGBl. I Nr. 100/2002 i.d.F. BGBl. I Nr. 119/2024 

6. Gehaltsgesetz 1956 (GehG), BGBl. Nr. 54/1956 i.d.F. BGBl. I Nr. 

118/2024 

7. Pensionsgesetz 1965 (PG 1965), BGBl. Nr. 340/1965 i.d.F. BGBl. I 

Nr. 134/2023 

8. Verwaltungsvollstreckungsgesetz 1991 (VVG), BGBl. Nr. 53/1991 

i.d.F. BGBl. I Nr. 14/2022 

4. Beamten-Dienstrechtsgesetz 1979 (BDG 1979), BGBl. Nr. 333/1979 

i.d.F. BGBl. I Nr. 50/2025 

5. Betriebliches Mitarbeiter- und Selbständigenvorsorgegesetz 

(BMSVG), BGBl. I Nr. 100/2002 i.d.F. BGBl. I Nr. 47/2025 

6. Gehaltsgesetz 1956 (GehG), BGBl. Nr. 54/1956 i.d.F. BGBl. I Nr. 

25/2025 

7. Pensionsgesetz 1965 (PG 1965), BGBl. Nr. 340/1965 i.d.F. BGBl. I 

Nr. 25/2025 

8. Verwaltungsvollstreckungsgesetz 1991 (VVG), BGBl. Nr. 53/1991 

i.d.F. BGBl. I Nr. 14/2022 

 

 

Artikel 3 

Änderung des Landes-Vertragsbedienstetengesetzes (LVBG) 

§ 25 

Anfall und Einstellung der Geldleistungen 

… 

(6) Gebührt die Geldleistung nur für einen Teil des Monates oder ändert 

sich im Laufe des Monates deren Höhe, so entfällt auf jeden 

Kalendertag ein Dreißigstel der Geldleistung. 

 

§ 25 

Anfall und Einstellung der Geldleistungen 

… 

(6) Bei unmittelbar auf Grund dieses Gesetzes gebührenden 

stundenweisen Geldleistungen sind bei deren Berechnung je Stunde 

0,577 % der Geldleistung zugrunde zu legen. Gebührt die Geldleistung 

nur für einen Teil des Monates oder ändert sich im Laufe des Monates 

deren Höhe, so entfällt auf jeden Kalendertag ein Dreißigstel der 

Geldleistung. 
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§ 60 

Enden des Dienstverhältnisses 

… 

(2) Das Dienstverhältnis eines unkündbaren Vertragsbediensteten und 

eines Vertragsbediensteten, der aus gesundheitlichen Gründen nicht in 

das unkündbare Dienstverhältnis übernommen wurde, endet, 

unbeschadet der Bestimmungen des Abs. 1 lit.a bis c und e bis g, mit 

Ablauf der einjährigen Dienstverhinderung gemäß Abs. 1 lit.d, soferne 

er Anspruch auf Leistungen aus der gesetzlichen Pensionsversicherung 

hat; ansonsten mit dem Zeitpunkt der Feststellung dieses Anspruches, 

spätestens aber mit dem Wegfall des Anspruches auf laufende 

Geldleistungen aus dem Versicherungsfall der Arbeitsunfähigkeit 

infolge Krankheit. 

… 

§ 60 

Enden des Dienstverhältnisses 

… 

(2) Das Dienstverhältnis eines unkündbaren Vertragsbediensteten und 

eines Vertragsbediensteten, der aus gesundheitlichen Gründen nicht in 

das unkündbare Dienstverhältnis übernommen wurde, endet, 

unbeschadet der Bestimmungen des Abs. 1 lit.a bis c und e bis g, mit 

Ablauf der einjährigen Dienstverhinderung gemäß Abs. 1 lit.d, soferne 

er Anspruch auf Leistungen aus der gesetzlichen Pensionsversicherung 

hat; ansonsten mit dem Zeitpunkt der Feststellung dieses Anspruches, 

spätestens aber mit dem Wegfall des Anspruches auf laufende 

Geldleistungen aus dem Versicherungsfall der Arbeitsunfähigkeit 

infolge Krankheit (§ 139 Abs. 1 und 2 ASVG). 

… 

 


